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Der Koalitionsausschuss hat sich Anfang Juli darauf verständigt, dass Steuer­
pflichtige mit kleinen und mittleren Einkommen bei der Einkommensteuer 
entlastet werden sollen. Die Reform soll zum 1.1.2027 in Kraft treten und ab 
2028 ihre volle Wirkung entfalten. 

Darüber hinaus ist in diesem Monat auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

  �Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs sind die von den Gutachter­
ausschüssen ermittelten Vergleichspreise für Immobilien bei der Grund­
stücksbewertung für die Erbschaft- und Schenkungsteuer grundsätzlich heran-
zuziehen. Die finanzgerichtliche Kontrolle der Vergleichspreise beschränkt sich 
auf offensichtliche Unrichtigkeiten.

  �Für die Finanzverwaltung gehört der Nachweis über den Transport in einen 
anderen Mitgliedstaat (Gelangensnachweis) zu den wichtigsten Voraussetzun- 
gen, damit innergemeinschaftliche Lieferungen umsatzsteuerfrei sind. Der 
Bundesfinanzhof hat aber nun entschieden, dass es zumindest für die Gewäh­
rung von Vertrauensschutz nicht erforderlich ist, dass der Unternehmer eine 
Gelangensbestätigung besitzt.

  �Minijobber können sich auf Antrag von der Rentenversicherungspflicht be­
freien lassen. Bisher galt diese Befreiung für die gesamte Dauer des Minijobs 
und konnte nicht widerrufen werden. Doch das hat sich mit Wirkung ab dem 
1.7.2026 geändert, sodass Minijobber zur Rentenversicherungspflicht zurück­
kehren können.

Diese und weitere interessante Informationen finden Sie in der Ausgabe für  
August 2026. Viel Spaß beim Lesen!
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August September Oktober

Umsatzsteuer mtl. 10. 10. 12.

Umsatzsteuer viertelj. 12.

Lohnsteuer 10. 10. 12.

Einkommensteuer 10.

Körperschaftsteuer 10.

Schonfrist für Zahlungen zu obigen Steuern 13. 14. 15.

Gewerbesteuer 17.

Grundsteuer 17.

Schonfrist für Zahlungen zur Gewerbe-/Grundsteuer 20.
SV-Beitragsnachweis 25. 24. 26.
Fälligkeit der SV-Beiträge 27. 28. 28.
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FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Fragen-Antworten-Katalog zur Rentenreform

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Selbstcheck Erwerbsstatus: Selbstständige 
Tätigkeit oder abhängige Beschäftigung?

Die Alterssicherungskommission hat der 
Bundesregierung ihre Vorschläge für eine 
grundlegende Rentenreform vorgelegt. Mit 
der Reform erhofft sich die Bundesregierung 
eine Trendumkehr: Sie soll es ermöglichen, 
dass der Beitragssatz in der Rentenversiche-
rung sinkt und sich mittelfristig das Gesamt-
versorgungsniveau aus gesetzlicher Rente, 
betrieblicher und privater Altersvorsorge 
erhöht. 

In dem Fragen-Antworten-Katalog (unter 
www.iww.de/s15872) geht die Bundesregie
rung u. a. auf diese Punkte ein:

Die Deutsche Rentenversicherung Bund bietet 
einen sogenannten „Selbstcheck Erwerbsstatus“ 
an (unter www.iww.de/s15893). Hierdurch 
erhalten Auftragnehmer und -geber eine 
erste Tendenz zum Erwerbsstatus (abhängig 
beschäftigt versus selbstständig tätig). Die 
unverbindliche Einschätzung basiert auf den 
gemachten Angaben und der Bewertung nach 
den durch die Rechtsprechung entwickelten 
Abgrenzungskriterien.

Der Test dauert ca. 10 bis 15 Minuten und er-
fordert u. a. Angaben zur Arbeitszeit und zur 
Arbeitsausführung. Des Weiteren sind auch 
Angaben zur Kundengewinnung und zu den 
eingesetzten Arbeitsmitteln zu machen. 

Der „Selbstcheck Erwerbsstatus“ ist:
	� Anonym: Keine Erfassung persönlicher 

Daten, sodass die Privatsphäre geschützt 
bleibt.

	� Warum wurde eine Alterssicherungs
kommission eingesetzt?

	� Wie soll das Gesamtversorgungsniveau 
stabilisiert werden?

	� Was ändert sich im Kern bei der gesetz-
lichen Rente?

	� Was ändert sich beim Renteneintrittsalter?
	� Was ändert sich bei der Berechnung der 

Rente?
	� Wie kann der Kreis der Beitragszahlenden 

erhöht werden?

Quelle  |  Die Bundesregierung, Mitteilung vom 24.6.2026, „Fragen 
und Antworten: 33 Empfehlungen für eine große Rentenreform“

	� Unverbindlich, schnell und unkompliziert: 
In Echtzeit erfolgt eine erste Tendenz zur 
Einschätzung. Diese dient jedoch aus-
schließlich zur Orientierung. 

Beachten Sie  |  Für eine rechtsverbindliche 
Statusfeststellung müssen immer die ver-
traglichen Regelungen und deren tatsäch-
liche Umsetzung vorgelegt werden. Der 
Selbstcheck ersetzt somit keine verbind
liche Statusfeststellung.

Merke  |  Der „Selbstcheck Erwerbsstatus“ ist 
nicht geeignet zur Erstellung einer tendenziel-
len Einschätzung für Gesellschafter-Geschäfts-
führer, mitarbeitende Gesellschafter (GmbH) 
und Fremdgeschäftsführer (GmbH).

EDITORIAL 

Sehr geehrte 
Leserinnen und Leser,
Bundesfinanzminister Lars Klingbeil und Bun-
desjustizministerin Dr. Stefanie Hubig (beide 
SPD) haben am 16.7.2026 einen gemeinsamen 
Aktionsplan zur konsequenteren Bekämpfung 
von Steuer- und Finanzkriminalität in Deutsch-
land vorgelegt, der insgesamt 26 Maßnahmen 
umfasst. Folgende Kernpunkte sind enthalten:

	� Schärfere Vorschriften für Steuerhinterzie-
hung durch Unternehmen: Sanktionierung 
auch von Unternehmen durch Anpassun-
gen bei den Vorschriften über Geldbußen

	� Abschaffung der Straffreiheit der Selbst-
anzeige in ihrer heutigen Form

	� Erhöhung der Strafen für besonders 
schwere Fälle der organisierten Steuer
kriminalität und schwere Steuerstraftaten

	� Einführung eines öffentlichen Registers für 
wegen schwerer Steuerstraftaten sank
tionierter Unternehmen

	� Weitere Prüfung des Graubereichs ag-
gressiver Steuergestaltung, um rechtliche 
Lücken zu schließen

	� Schaffung eines gemeinsamen Datenana
lysezentrums mit den Ländern und KI-ge- 
stützte Untersuchungen großer Datenmen- 
gen, Einführung einer zentralen Daten-
plattform mit den Ländern für Steuerdaten

	� Einführung eines Umsatzsteuermelde- 
systems: Meldung von Umsätzen einzeln 
und zeitnah (Echtzeit-Meldepflichten)

	� Verlängerung der Aufbewahrungsfristen 
für Buchungsbelege auf 15 Jahre

	� Speicherung von steuerlich relevanten 
Daten auf Spiegelservern in Deutschland

	� Einführung einer Registrierkassenpflicht

Gesetzentwürfe liegen hierzu noch nicht vor. 
Von den Koalitionspartnern CDU/CSU und 
aus den Ländern kam zu einzelnen Punkten  
Zustimmung, andere werden abgelehnt. So 
hat sich das bayerische Finanzministerium z. B. 
gegen eine Abschaffung des bewährten und 
wirksamen Instruments der Selbstanzeige aus-
gesprochen. Über die weitere Entwicklung wer-
den wir Sie gerne auf dem Laufenden halten.

Peter Richter
Wirtschaftsprüfer |
Steuerberater

Gesellschafter
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FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Einkommensteuerreform 2027:  
Das sind die Pläne der Bundesregierung
Anfang Juli hat die Koalition ihre Reformpläne 
veröffentlicht – u. a. sollen Steuerpflichtige 
mit kleinen und mittleren Einkommen bei 
der Einkommensteuer entlastet werden. Die 
Reform soll zum 1.1.2027 in Kraft treten und 
ab 2028 ihre volle Wirkung entfalten. Das 
Entlastungsvolumen soll circa 10 Mrd. EUR 
pro Jahr betragen.

  Vorbemerkungen

Vorerst handelt es sich „nur“ um die Er-
gebnisse des Koalitionsausschusses. Im 
anschließenden Gesetzgebungsverfahren 
müssen der Bundestag und der Bundesrat 
zustimmen. Mit etwaigen Änderungen bzw. 
Ergänzungen ist also durchaus zu rechnen.

  Die Pläne im Überblick

Der steuerliche Grundfreibetrag (bis zu dieser 
Höhe muss keine Einkommensteuer gezahlt 
werden) liegt im Jahr 2026 bei 12.348 EUR. 
Für zusammen veranlagte Ehegatten verdop-
pelt sich der Betrag. 

Nach den Plänen der Bundesregierung soll 
der Grundfreibetrag voraussichtlich in zwei 
Stufen bis auf 12.900 EUR im Jahr 2028 er-
höht werden. 

Auch das Kindergeld soll voraussichtlich in 
zwei Stufen von derzeit 259 EUR auf 272 EUR 
im Jahr 2028 angehoben werden. 

Beim Arbeitnehmer-Pauschbetrag ist ein An-
stieg um 200 EUR auf 1.430 EUR im Gespräch.

Beachten Sie  |  Die vorgenannten Beträge 
(Grundfreibetrag, Kindergeld und Arbeit-
nehmer-Pauschbetrag) sollen im Gesetz-
gebungsverfahren bzw. nach Vorliegen des 
Existenzminimumberichts final beziffert 
werden.

Die steuerliche Entlastung soll insbeson-
dere für Familien mit Kindern spürbar sein. 
So hat das Bundesfinanzministerium u. a. 
folgende Berechnung aufgestellt: Ab dem 
Jahr 2028 soll eine vierköpfige Familie mit 
zwei mittleren Einkommen (Haushaltsein-
kommen von circa 60.000 EUR) im Vergleich 
zu heute um mehr als 600 EUR pro Jahr ent-
lastet werden. 

Die Gegenfinanzierung soll vor allem über 
eine Veränderung bei der sogenannten 
Reichensteuer erfolgen. Diese soll wie folgt 
gesplittet werden: Ab einem zu versteuern-
den Einkommen (zvE) von 250.000 EUR soll 
ein Steuersatz von 45 % greifen. 47 % sollen 
dann ab einem zvE von 280.000 EUR gel-
ten. Derzeit gelten 45 % ab einem zvE von 
277.826 EUR.

Der Pauschalsteuersatz bei einer geringfügi-
gen Beschäftigung (Minijob) soll von 2 % auf 
5 % angehoben werden.

Für die Inanspruchnahme von Handwerker-
leistungen für Renovierungs-, Erhaltungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen gewährt 
der Fiskus eine Steuerermäßigung in Höhe 
von 20 % der Arbeitskosten (kein Material), 
maximal 1.200 EUR im Jahr. Diese Steuerer-

mäßigung soll reduziert werden – und zwar 
auf 15 % und höchstens 900 EUR pro Jahr.

In dem „Programm für Aufschwung und Be-
schäftigung“ sind unter dem Aufzählungs-
punkt „Arbeitsmarkt“ zwei weitere interes-
sante steuerliche Aspekte aufgeführt:

	� Für den steuerlich begünstigten Sonn- 
und Feiertagszuschlag sollen die Ober-
grenzen nach § 3b des Einkommensteuer
gesetzes bis zu einem Stundenlohn von 
75 EUR (bislang 50 EUR) zum 1.1.2027 
erhöht werden. 

	� Beachten Sie  |  Gleichzeitig soll der 
steuerfreie Zuschlag im Regelungs
bereich eines Tarifvertrags vollständig 
beitragsfrei gestellt werden.

	� Um einen zügigen Wechsel von einem 
Job in den nächsten Job attraktiver zu 
machen, sollen Abfindungszahlungen 
steuerlich privilegiert werden, wenn 
zügig eine neue Erwerbstätigkeit aufge-
nommen wird. 

	� Beachten Sie  |  Der steuerliche Vorteil 
soll dabei umso größer sein, je schneller 
eine neue Beschäftigung aufgenommen 
wird. Konkretere Regelungen sind hier-
zu nicht aufgeführt.

Quelle  |  Ergebnisse des Koalitionsausschusses: Ein Programm für 
Aufschwung und Beschäftigung; BMF, Mitteilung vom 2.7.2026,  

„Für mehr Fairness: Wie kleine und mittlere Einkommen,  
insbesondere Familien mit Kindern, entlastet werden“
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FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Revision anhängig: Vermögensverluste wegen Trickbetrugs  
als außergewöhnliche Belastungen
Vermögensverluste aus einem Trickbetrug, 
bei dem die Täter einem älteren Menschen 
am Telefon die Notlage eines nahen Angehö-
rigen vortäuschen, sind nach einer Entschei-
dung des Finanzgerichts Münster (Urteil vom 

2.9.2025, Az. 1 K 360/25 E) nicht als außer-
gewöhnliche Belastungen abzugsfähig. Aller-
dings wurde die Revision zugelassen, da die 
steuerliche Behandlung von Betrugsopfern 
bei Schockanrufen viele Steuerpflichtige be-

trifft und höchstrichterlich noch nicht geklärt 
ist. Die gute Nachricht: Die Revision wurde 
einlegt und ist unter dem Az. VI R 14/25 
beim Bundesfinanzhof anhängig.

FÜR KAPITALANLEGER

Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz: 
Finale Staatenaustauschliste für 2026 liegt vor
Nach den Vorgaben des Finanzkonten-
Informationsaustauschgesetzes werden Infor
mationen über Finanzkonten in Steuer
sachen zwischen dem Bundeszentralamt 
für Steuern und der zuständigen Behörde 
des jeweils anderen Staates automatisch 

ausgetauscht. Das Bundesfinanzministerium 
hat nun mit Schreiben vom 8.6.2026 
(Az. IV D 3 - S 1315/00304/071/023) die 
Staatenaustauschliste 2026 bekannt gege
ben. Enthalten sind die Staaten, mit denen der  
automatische Datenaustausch zum 30.9.2026 

erfolgt. Weitere Informationen zum Infor-
mationsaustausch erhalten Sie u. a. auf der 
Webseite des Bundeszentralamts für Steuern 
(unter www.iww.de/s2991).

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Immobilienbewertung für die Erbschaft- und Schenkungsteuer: 
Gutachterausschüsse in ihrer Bedeutung gestärkt
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass 
die von den Gutachterausschüssen ermittel-
ten Vergleichspreise für Immobilien von der 
Finanzverwaltung und den Steuerpflichtigen 
grundsätzlich bei der Grundstücksbewer-
tung für die Erbschaft- und Schenkungsteuer 
heranzuziehen sind. Die finanzgerichtliche 
Kontrolle der Vergleichspreise beschränkt 
sich auf offensichtliche Unrichtigkeiten. Erst 
wenn solche vorliegen, muss das Finanz
gericht den Sachverhalt von Amts wegen 
weiter aufklären.

  Sachverhalt

Es ging um die Bewertung einer geerbten 
Eigentumswohnung, deren Verkehrswert vom  

Finanzamt auf Basis von 20 Vergleichspreisen  
eines Gutachterausschusses auf 186.000 EUR  
festgestellt wurde. Nach § 182 Abs. 2 Nr. 1  
des Bewertungsgesetzes (BewG) ist Woh
nungseigentum für Zwecke der Erbschaft-  
und Schenkungsteuer grundsätzlich im Ver-
gleichswertverfahren zu bewerten. Grund- 
lage dafür sind vorrangig die von den Gut
achterausschüssen mitgeteilten Vergleichs-
preise (§ 183 Abs. 1 S. 2 BewG). Diese  
Vergleichspreise leiten die Gutachteraus-
schüsse überwiegend aus Verkäufen ähnlicher  
Objekte ab.

Die Erben wandten sich gegen diese Bewer
tung. Sie kritisierten insbesondere die Aus- 
wahl der Vergleichsobjekte und die Berech-

nung des Durchschnittswerts. Der Bundes
finanzhof wies diese Einwände jedoch zurück. 

Der gesetzlich angeordnete Vorrang der vom 
Gutachterausschuss mitgeteilten Vergleichs-
preise ist rechtsstaatlich unbedenklich. Die 
Ausschüsse verfügen über eine besondere 
Kompetenz bei der von Beurteilungs- und 
Ermessenserwägungen abhängigen Wertfin-
dung. Es handelt sich um staatliche Behörden, 
die auf gesetzlicher Grundlage errichtet und 
als selbstständige und unabhängige Gremien 
eingerichtet sind.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 11.3.2026, Az. II R 6/23, unter  
www.iww.de, Abruf-Nr. 254565; BFH, PM Nr. 35/26 vom 25.6.2026

www.wirtschaftstreuhand.de
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FÜR UNTERNEHMER

Innergemeinschaftliche Lieferung:  
Vertrauensschutz erfordert keine Gelangensbestätigung
Für die Finanzverwaltung gehört der Nach-
weis über den Transport in einen anderen 
Mitgliedstaat zu den wichtigsten Voraus-
setzungen, damit innergemeinschaftliche 
Lieferungen umsatzsteuerfrei sind. Der Bun-
desfinanzhof hat aber nun entschieden, 
dass es zumindest für die Gewährung von 
Vertrauensschutz nicht erforderlich ist, dass  
der Unternehmer eine Gelangensbestätigung 
besitzt.

  Hintergrund

Unter bestimmten Voraussetzungen sind 
innergemeinschaftliche Lieferungen nach  
§ 4 Nr. 1 Buchst. b Umsatzsteuergesetz (UStG) 
i. V. mit § 6a UStG umsatzsteuerfrei. 

Hat der Unternehmer eine Lieferung als 
steuerfrei behandelt, obwohl die Voraus-
setzungen nicht vorliegen, ist die Lieferung 
gleichwohl als steuerfrei anzusehen, wenn 
die Inanspruchnahme der Steuerbefreiung auf 
unrichtigen Angaben des Abnehmers beruht 
und der Unternehmer die Unrichtigkeit die-
ser Angaben auch bei Beachtung der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmanns nicht erkennen 
konnte. Und um diesen sogenannten Vertrau-
ensschutz nach § 6a Abs. 4 S. 1 UStG ging es 
in folgendem Sachverhalt bzw. Streitfall: 

  Sachverhalt

Der Kläger (K) bot auf einer Internetplatt-
form einen Pkw zum Verkauf an. Nachdem 
der Geschäftsführer (A) einer Gesellschaft 
(G) mit Sitz in Rumänien Interesse am 
Kauf des Pkw bekundet hatte, überprüfte 
K die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 

(USt-IdNr.) der G beim Bundeszentralamt für 
Steuern, das eine qualifizierte Bestätigung 
ausstellte. Außerdem forderte K bei G einen 
Handelsregisterauszug an, aus dem sich 
ergab, dass G durch A als Geschäftsführer 
vertreten wurde. 

Die Abholung des Pkw bei K bei gleichzeiti-
ger Barzahlung des Kaufpreises fand zeitnah 
statt. Hierbei wies sich der Abholer durch 
einen Ausweis als A aus. Im Kaufvertrag 
verpflichtete sich der Käufer dazu, den Pkw 
nach Rumänien auszuführen und sofort im  
Inland abzumelden. Die dem Abholer durch K  
ausgehändigte Gelangensbestätigung wurde 
(trotz Mahnungen) nicht zurückgesandt. Später 
stellte sich heraus, dass der Pkw nicht in  
Rumänien, sondern (nach erfolgter Abmeldung) 
wieder im Inland zugelassen worden war.

Nach erfolglosem Einspruchs- und Klage
verfahren gewährte der Bundesfinanzhof 
letztlich die Steuerfreiheit.

Vertrauensschutz setzt nicht voraus, dass der 
Unternehmer eine Gelangensbestätigung 
besitzt. Zwar ist diese zur Führung des Nach-
weises vorgesehen. Sie wird dabei allerdings 
nur „insbesondere“ als eindeutiger und 
leicht nachprüfbarer Nachweis betrachtet. 
Im Lieferzeitpunkt muss feststehen, ob dem 
leistenden Unternehmer Vertrauensschutz zu 
gewähren ist oder nicht. Damit ist es unzu-
lässig, eine Gelangensbestätigung, die – bei 
wahrheitsgemäßer Erstellung – naturgemäß 
erst nach Abschluss des Geschäfts vorliegen 
kann, für die Inanspruchnahme der Regelung 
des § 6a Abs. 4 S. 1 UStG zu fordern.

Merke  |  Der Unternehmer, dem die Zusen-
dung der Gelangensbestätigung zugesagt 
worden ist, kann den Nachweis durch eine 
Versicherung des Abnehmers, den Gegen-
stand der Lieferung in das übrige Gemein-
schaftsgebiet zu befördern, führen.

Das Finanzamt hatte argumentiert, dass der 
Kaufvertrag eine Pas-sage hätte enthalten 
können, dass umsatzsteuerfrei nur abge-
rechnet wird, sobald eine Gelangensbestä-
tigung vorliegt. Bei der Barzahlung hätte 
die Umsatzsteuer als Kaution einbehalten 
werden können, bis die Gelangensbestäti-
gung eingegangen wäre und hätte sodann 
zurücküberwiesen werden können. Diese 
Forderung hat der Bundesfinanzhof aber aus-
drücklich abgelehnt. 

Merke  |  Der Bundesfinanzhof hat in seiner 
Urteilsbegründung darauf verwiesen, dass 
K mit der erforderlichen Sorgfalt gehan-
delt habe und die Sorgfaltsmaßstäbe nicht 
überspannt werden dürften. K habe insbe-
sondere eine qualifizierte Bestätigung der 
USt-IdNr. und einen Handelsregisterauszug 
eingeholt und sich über die Identität und 
Vertretungsmacht des Abholers A vergewis-
sert. Zudem habe er sich zusichern lassen, 
dass der Pkw nach Rumänien transportiert 
und im Anschluss eine Gelangensbestä-
tigung übersandt wird. Beides war offen-
bar entscheidungserheblich. Deshalb könnte 
es ratsam sein, die eigenen vertraglichen 
Regelungen (z. B. AGB) generell um solche 
Anforderungen zu ergänzen.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 18.12.2025, Az. V R 3/25, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 253767 
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FÜR ARBEITNEHMER

Minijobs: Befreiung von der Rentenversicherungspflicht kann  
einmalig widerrufen werden
Minijobber können sich auf Antrag von der 
Rentenversicherungspflicht befreien lassen. 
Dann zahlen sie keinen eigenen Beitrag zur 
gesetzlichen Rentenversicherung. Bisher 
galt diese Befreiung für die gesamte Dauer 
des Minijobs und konnte nicht widerrufen 
werden. Doch das hat sich mit Wirkung ab 
dem 1.7.2026 geändert, sodass Minijobber 
zur Rentenversicherungspflicht zurückkehren 
können. Beschäftigte, die von der Renten-
versicherungspflicht befreit sind, können 

ihre Entscheidung nunmehr einmalig rück-
gängig machen.

  Hintergrund

Minijobber sind in der gesetzlichen Renten-
versicherung grundsätzlich versicherungs-
pflichtig und zahlen von ihrem Verdienst 
somit einen Eigenanteil. Im gewerblichen 
Bereich liegt dieser bei 3,6 %. Bei einem 
monatlichen Verdienst von 603 EUR ent-

spricht dies 21,71 EUR. Im Privathaushalt ist 
der Eigenanteil mit 13,6 % höher.

Beachten Sie  |  Weitere Informationen zur 
Aufhebung der Befreiung von der Renten-
versicherungspflicht erhalten Sie unter 
www.iww.de/s15871.

Quelle  |  Minijob-Zentrale, Mitteilung vom 3.6.2026,  
„Rentenversicherung im Minijob: Zweite Chance ab Juli 2026“

FÜR UNTERNEHMER

Richtsatzsammlung 2025 und Pauschbeträge für unentgeltliche 
Wertabgaben 2026
Die Finanzverwaltung hat die Richtsatz-
sammlung für das Kalenderjahr 2025 und die 
Pauschbeträge für unentgeltliche Wertab
gaben 2026 veröffentlicht.

Die Richtsätze wurden für die einzelnen Ge-
werbeklassen auf der Basis von Betriebs-
ergebnissen vieler geprüfter Unternehmen 
ermittelt. Sie sind für die Verwaltung ein 
Hilfsmittel, um Umsätze und Gewinne zu 
verproben und gegebenenfalls bei Fehlen 
anderer geeigneter Unterlagen zu schätzen. 

Wurden die Buchführungsergebnisse formell 
ordnungsgemäß ermittelt, darf eine Schät-
zung in der Regel nicht allein darauf ge-
stützt werden, dass die erklärten Gewinne 
oder Umsätze von den Zahlen der Richtsatz-
sammlung abweichen. Ist die Buchführung 
aber nicht ordnungsgemäß, ist der Gewinn 
zu schätzen, unter Umständen unter Anwen-
dung von Richtsätzen.

Die Pauschbeträge für unentgeltliche Wert-
abgaben bieten dem Steuerpflichtigen die 
Möglichkeit, die Warenentnahmen monatlich 

pauschal zu verbuchen. Sie entbinden ihn 
damit von der Aufzeichnung einer Vielzahl 
von Einzelentnahmen. 

Beachten Sie  |  Diese Vereinfachungsre-
gelung lässt keine Zu- und Abschläge zur 
Anpassung an die individuellen Verhältnisse  
(z. B. individuelle persönliche Ess- oder Trink-
gewohnheiten, Krankheit oder Urlaub) zu. 

Quelle  |  BMF-Schreiben vom 25.6.2026,  
Az.  IV D 2 - S 1544/00008/021/002, unter www.iww.de,  

Abruf-Nr. 254681

FÜR UNTERNEHMER

E-Bilanz: Neues Datenschema veröffentlicht

Nach § 5b des Einkommensteuergesetzes 
müssen Unternehmen ihre Bilanzen sowie 
Gewinn- und Verlustrechnungen grundsätzlich 
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz 
durch Datenfernübertragung übermitteln. 
Das Bundesfinanzministerium hat nun das 
aktualisierte Datenschema der Taxonomien 
(Version 6.10) als amtlich vorgeschriebenen 
Datensatz veröffentlicht. Die aktualisierten 
Taxonomien stehen unter www.esteuer.de 
zur Ansicht und zum Abruf bereit.

Die neuen Taxonomien sind grundsätzlich 
für die Bilanzen der Wirtschaftsjahre zu ver-

wenden, die nach dem 31.12.2026 beginnen 
(Wirtschaftsjahr 2027 oder 2027/2028). Es 
wird aber nicht beanstandet, wenn diese auch 
für das Wirtschaftsjahr 2026 oder 2026/2027 
verwendet werden.

Beachten Sie  |  Die Übermittlungsmöglich-
keit mit diesen neuen Taxonomien wird für 
Testfälle voraussichtlich ab November 2026 
gegeben sein; für Echtfälle ab Mai 2027.

Quelle  |  BMF-Schreiben vom 8.6.2026, Az. IV C 6 - S 2133-
b/00067/002/023, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 254682
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